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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Mommer, Dr. Dr. h. c. Pünder, 
Graf von Spreti, Dr. Bedcer (Hersfeld) und Genossen 


betr. Gemeinsame europäisdie Politik in den künftigen 
Ost - W est - Konferenzen 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Deutsche Bundestag hat von der Entschließung 87'*') der Beraten- 
den Versammlung des Europarates vom 26. Oktober 1955 über eine 
gemeinsame europäische Politik in den künftigen Ost-West-Konfe- 
renzen mit Befriedigung Kenntnis genommen. Er ist besonders dank- 
bar für das große Verständnis, das dem Problem der Wiedervereini- 
gung Deutschlands in dem der Entschließung zugrunde liegenden 
Beridit des französischen Abgeordneten de Menthon entgegengebradat 
wird. 
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Anlage 


Entschließung 87 über eine gemeinsame europäische 
Politik in den künftigen Ost -West - Konferenzen 


(Übersetzung) 

Die Versammlung — 

Beim Abschluß der Beratungen ihrer Tagungen im Juli und 
Oktober über eine gemeinsame europäische Politik in den künftigen 
Ost-West-Konferenzen, 

Ist der Auffassung, daß diese Politik auf folgenden Grund- 
sätzen beruhen muß: 

1. Die Versammlung sieht den bevorstehenden Verhandlungen 
in Genf erwartungsvoll entgegen und begrüßt die sich dabei bietende 
Gelegenheit für eine echte Entspannung. Die Sicherheit für alle läßt 
sich nicht auf der Grundlage der jetzigen Teilung Europas verwirk- 
lichen, Eine gemeinsame, versöhnliche, jedoch feste und wachsame 
Haltung der demokratischen Staaten ist unbedingt erforderlich, um 
dieses Ziel zu erreichen. Diese Wachsamkeit muß ln einer fortdauern- 
den Festigung der europäischen Solidarität zum Ausdruck kommen. 
Auf diese Solidarität gestützt könnte die Entspannung günstige 
Zukunftsaussichten eröffnen. Sollte sie dagegen auf Kosten einer 
gelockerten europäischen Solidarität erreicht werden, so wäre zu be- 
fürchten, daß sie nicht von Bestand ist und zu einer Verschlimmerung 
der Lage führt. 

2. Der Rüstungswettlauf ist die Folge des Mißtrauens und der 
politischen Spannung. Die Bemühungen um ein Nachlassen der Span- 
nung müssen neben der Arbeit der Abrüstungskommission der Ver- 
einten Nationen im Hinblick auf eine allgemeine, gleichzeitige und 
gegenseitig kontrollierte Abrüstung, die weder auf bestimmte Waf- 
fen, noch auf bestimmte Räume beschränkt ist, einhergehen. 

Die Versammlung stellt mit Befriedigung fest, daß der franzö- 
sisch-britische Vorschlag vom Juni 1954 eine Annäherung der Auf- 
fassungen ermöglicht hat, die insbesondere in dem Briefwechsel zwi- 


*) Eine deutsdie Übersetzung des diesei Entschließung zugrunde liegenden Berichts 
von M. de Menthon liegt in der Veröffentlichung des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung „Europa und die deutsche Wiedervereinigung” vor. 
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sehen Marsdiall Bulganin und Präsident Eisenhower zum Ausdruck 
kommt. Die Versammlung verweist auf die entscheidende Bedeutung 
der Befugnisse, die dem Kontrollamt einzuräumen sein werden. 

3. Die Versammlung betont die Notwendigkeit einer raschen 
Wiedervereinigung Deutschlands auf Grund freier Wahlen. Sie 
unterstreicht die Unzulänglichkeit und Gefährlichkeit eines jeden 
Abkommens über Europa mit der UdSSR, das diese Wiedervereini- 
gung nicht einschließt. Die enge gegenseitige Abhängigkeit dieser 
Probleme hat zwischen der deutschen Wiedervereinigung und einem 
System der europäischen Sicherheit einen Zusammenhang geschaffen, 
der einen parallelen Fortschritt Im Hinblick auf die Lösung jedes 
dieser Probleme erfordert. 

Die Regelung dieser Fragen wird durch die Fortschritte ermög- 
licht werden, die bei den Verhandlungen über ein allgemeines Ab- 
rüstungsabkommen erzielt werden. 

Jedes Abkommen über Europa muß dem Osten und dem Westen 
die gleiche Sicherheit bieten. Wegen der Notwendigkeit einer Rege- 
lung des deutschen Problems legt die Versammlung den Regierungen 
dringend nahe, jeden Vorschlag in Erwägung zu ziehen, der dem 
beiden Seiten gemeinsamen Sicherheitsbedürfnis Rechnung trägt. 

Ein wiedervereinigtes Deutschland sollte die gleichen Rechte 
haben wie die anderen Staaten und nicht verpflichtet sein, einem 
Militärbündnis beizutreten; es sollte frei sein, seinen eigenen Weg 
für die Beteiligung an der europäischen und Internationalen Zusam- 
menarbeit zu bestimmen. 

Die Versammlung ist der Auffassung, daß die Verwirklichung 
eine«; vereinigten Europas rnchi denn je eine Notwendigkeit ist, und 
zwar nicht nur, weil es die friedliche Beilegung aller internen Streitig- 
keiten gestattet, sondern auch, weil der defensive Charakter seiner 
Bündnisse und sein Rüstungskontrollsystem den allgemeinen Frieden 
sichern werden. 

4. Die Versammlung erinnert daran, daß der Westen sich nicht 
endgültig mit der Unterdrüchung der nationalen Unabhängigkeit 
und politischen Freiheit vieler Völker Mittel- und Osteuropas ab- 
finden kann. 

5. Die Versammlung ist der Auffassung, daß ein Abkommen 
der drei Westmächte mit der UdSSR vorherige Konsultationen dieser 
drei Mächte mit den anderen beteiligten Staaten voraussetzt. Kommt 
ein vorläufiges Abkommen über die allgemeinen Grundsätze zu- 
stande, so sind das endgültige Abkommen und die Einzelheiten 
seiner Anwendung nur unter Zustimmung aller beteiligten Staaten 
auszuarbeiten. 
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